
IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

RAT 

Schlussfolgerungen des Rates zu Investitionen in die allgemeine und berufliche Bildung — eine 
Antwort auf die Mitteilung „Neue Denkansätze für die Bildung: bessere sozioökonomische 

Ergebnisse durch Investitionen in Qualifikationen“ und den Jahreswachstumsbericht 2013 

(2013/C 64/06) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

IN ANBETRACHT 

1. der Artikel 165 und 166 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union; 

2. der Strategie Europa 2020 und insbesondere der Jahres­
wachstumsberichte 2012 und 2013 und der länderspezi­
fischen Empfehlungen 2012; 

3. der Schlussfolgerungen des Rates vom 12. Mai 2009 ( 1 ), 
mit denen ein strategischer Rahmen für die europäische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und be­
ruflichen Bildung für den Zeitraum bis 2020 („ET 2020“) 
vorgegeben wurde, wobei das Hauptziel dieser Zusammen­
arbeit darin besteht, auf die Weiterentwicklung der Systeme 
der allgemeinen und beruflichen Bildung in den Mitglied­
staaten hinzuwirken, welche die persönliche, soziale und 
berufliche Entwicklung aller Bürger sowie nachhaltigen 
wirtschaftlichen Wohlstand und Beschäftigungsfähigkeit un­
ter gleichzeitiger Förderung der demokratischen Werte, des 
sozialen Zusammenhalts, der Innovation und Kreativität, 
des aktiven Bürgersinns und des interkulturellen Dialogs 
zum Ziel haben; 

4. des gemeinsamen Berichts des Rates und der Kommission 
vom Februar 2012 über die Umsetzung des strategischen 
Rahmens „ET 2020“ ( 2 ), in dem dargelegt wird, wie der „ET 
2020“-Prozess in den Dienst der Ziele der Strategie „Europa 
2020“ für Wachstum und Beschäftigung gestellt werden 
kann, und in dem eine Reihe von prioritären Bereichen 
für die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
allgemeinen und beruflichen Bildung im Zeitraum 2012 
bis 2014 genannt werden; 

5. des Andauerns der Wirtschaftskrise, das durch die jüngsten 
Vorausschätzungen der Kommission verdeutlicht wird, in 

denen eine langsamere Erholung der Wirtschaft als ur­
sprünglich erwartet und ein Anstieg der Arbeitslosigkeit 
auf einen Spitzenwert von knapp 11 % im Jahr 2013 ( 3 ) 
sowie eine um 60 % höhere Arbeitslosenrate bei gering 
qualifizierten Arbeitskräften ( 4 ) prognostiziert werden; 

6. der Notwendigkeit, den Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit 
in Europa, die jetzt im Durchschnitt bei nahezu 23 % liegt 
und in mehreren Mitgliedstaaten über 50 % erreicht, zu 
bremsen ( 5 ); 

7. zunehmender Anzeichen dafür, dass das Qualifikations­
angebot nicht den Bedürfnissen des Arbeitsmarkts ent­
spricht, da europaweit derzeit über zwei Millionen Stellen 
unbesetzt sind ( 6 ); 

8. der Notwendigkeit, in einer Zeit knapper öffentlicher Mittel 
durch effizientere Investitionen in die Systeme der allgemei­
nen und beruflichen Bildung die Grundlage für künftiges 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit zu legen, und des 
unbestreitbaren sozialen und wirtschaftlichen Nutzens die­
ser Investitionen; 

9. der Schlussfolgerungen des Rates vom 26. November 2012 
zur allgemeinen und beruflichen Bildung in Europa 2020 
— der Beitrag der allgemeinen und beruflichen Bildung zu 
wirtschaftlichem Aufschwung, Wachstum und Beschäfti­
gung ( 7 ), in denen der Rat übereinstimmend feststellt, dass 
der Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung — 
auch auf Ministerebene — sowohl bei der Festlegung ge­
meinsamer Konzepte und Ziele für die allgemeine und be­
rufliche Bildung als auch bei der Umsetzung der die all­
gemeine und berufliche Bildung betreffenden Aspekte des 
Europäischen Semesters im Rahmen der Strategie „Europa 
2020“ eine gewichtigere Rolle spielen sollte;
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( 3 ) Herbstprognose der Europäischen Kommission (November 2012). 
( 4 ) Eurostat-Arbeitslosenstatistik (November 2012). 
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final, 5. Dezember 2012. 
( 6 ) Europäischer Monitor für offene Stellen, 7. Dezember 2012. 
( 7 ) ABl. C 393 vom 19.12.2012, S. 5.



10. der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 
13./14. Dezember 2012 ( 1 ), in denen 

— der Rat, die Mitgliedstaaten und die Kommission auf­
gefordert werden, zügig für Folgemaßnahmen zur Mit­
teilung der Kommission „Neue Denkansätze für die Bil­
dung“ ( 2 ) zu sorgen; 

— die Fortschritte begrüßt werden, die hinsichtlich eines 
umfassenden Ansatzes der Union zur Jugendbeschäfti­
gung gemacht wurden, und der Rat aufgefordert wird, 
die Vorschläge des Pakets zur Jugendbeschäftigung zu 
prüfen; 

— betont wird, wie wichtig es ist, eine differenzierte, 
wachstumsfreundliche und solide Haushaltspolitik fort­
zusetzen und den Bedarf an produktiven öffentlichen 
Investitionen mit den Zielen der Haushaltsdisziplin in 
Einklang zu bringen; 

11. der Tatsache, dass — vorbehaltlich der laufenden Verhand­
lungen über den mehrjährigen Finanzrahmen für den Zeit­
raum 2014-2020 — die Wahl der Investitionsprioritäten 
und Interventionen für die künftige Programmplanung der 
Strukturfonds im Zeitraum 2014-2020 an die in den län­
derspezifischen Empfehlungen und den nationalen Reform­
programmen der Mitgliedstaaten genannten politischen He­
rausforderungen gekoppelt ist — 

BEGRÜSST 

1. die zentrale Rolle, die der allgemeinen und beruflichen Bil­
dung im Jahreswachstumsbericht 2013 als wichtiger Trieb­
kraft für Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit beigemessen 
wird, einschließlich des Hinweises auf die zentrale Rolle von 
Investitionen in Humankapital, mit denen Arbeitslosigkeit 
bekämpft und verhindert und einem arbeitsplatzintensiven 
Aufschwung der Weg bereitet werden kann; 

2. den im Jahreswachstumsbericht 2013 vertretenen Ansatz der 
differenzierten Haushaltskonsolidierung, bei der die Mitglied­
staaten aufgefordert werden, das Potenzial für künftiges 
Wachstum dadurch zu erhalten, dass vorrangig in die all­
gemeine und berufliche Bildung investiert und diese Investi­
tionen — sofern möglich — erhöht werden; 

3. den Appell im Jahreswachstumsbericht 2013, durch Refor­
men die Leistungsfähigkeit der Systeme der allgemeinen und 
beruflichen Bildung zu verbessern und das allgemeine Qua­
lifikationsniveau anzuheben, und dazu die Bereiche Arbeit 
und Bildung enger miteinander zu verknüpfen, wobei zu 
berücksichtigen ist, dass es keine allgemeingültige Agenda 
gibt und einige Reformen möglicherweise erst nach längerer 
Zeit Wirkung zeigen werden; 

4. die Bedeutung, die Qualifikationen, allgemeiner und berufli­
cher Bildung und lebenslangem Lernen beigemessen wird, 
wenn es darum geht, die Beschäftigungsfähigkeit zu verbes­
sern und insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit zu bekämp­
fen und zu verhindern, indem die eigentlichen Ursachen 
beseitigt werden, die in der jüngsten Mitteilung der Kommis­
sion vom 20. November 2012 an das Europäische Par­
lament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss und den Ausschuss der Regionen „Neue Denk­
ansätze für die Bildung: bessere sozioökonomische Ergeb­
nisse durch Investitionen in Qualifikationen“ großenteils be­
handelt werden; 

ERSUCHT DIE MITGLIEDSTAATEN, UNTER GEBÜHRENDER BEACH­
TUNG DES SUBSIDIARITÄTSPRINZIPS 

1. dafür zu sorgen, dass die sozialen Aspekte der allgemeinen 
und beruflichen Bildung zur Geltung gebracht werden und 
dass Chancengleichheit beim Zugang zu qualitätsvoller Bil­
dung besteht, damit die Systeme der allgemeinen und beruf­
lichen Bildung weiterhin zur Förderung des sozialen Zusam­
menhalts, der nachhaltigen Entwicklung, des aktiven Bürger­
sinns und der Entfaltung des Einzelnen in den europäischen 
Gesellschaften beitragen können; 

2. die Rolle der allgemeinen und beruflichen Bildung im Rah­
men der Strategie „Europa 2020“ zu stärken und dabei die 
Mitteilung „Neue Denkansätze für die Bildung“ und diejeni­
gen Aspekte der Jahreswachstumsberichte und der länderspe­
zifischen Empfehlungen, die die allgemeine und berufliche 
Bildung betreffen, zu berücksichtigen und im Einklang mit 
ihren nationalen Prioritäten und den „ET2020“-Prioritäten 
und je nach verfügbaren Ressourcen den Schwerpunkt auf 
Folgendes zu legen: 

a) Anhebung der Leistungsfähigkeit der Systeme der all­
gemeinen und beruflichen Bildung und des allgemeinen 
Qualifikations- und Kompetenzniveaus, beispielsweise 
durch engere Verknüpfung der Bereiche Arbeit und Bil­
dung und durch Gewährleistung einer echten Kommuni­
kation und starker Partnerschaften zwischen den einschlä­
gigen Politikfeldern, Teilbereichen der allgemeinen und 
beruflichen Bildung, Sozialpartnern sowie den unter­
schiedlichen Entscheidungsebenen; 

b) Förderung von Exzellenz in der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung in Zusammenarbeit mit den Sozialpart­
nern, beispielsweise durch Entwicklung von Berufsbil­
dungssystemen mit Qualitätssicherung mit einer starken 
Komponente des Lernens am Arbeitsplatz, durch Prüfung 
der Möglichkeiten für die Einführung von über Kurzstu­
diengänge zu erwerbenden postsekundären oder tertiären 
Qualifikationen in Übereinstimmung mit dem Europäi­
schen Qualifikationsrahmen (EQR) oder in Verbindung 
mit dem ersten Studienzyklus im Rahmen des Bologna- 
Prozesses und mit Schwerpunkt auf potenziellen Wachs­
tumsbereichen oder auf Bereichen mit Fachkräftemangel, 
und durch Abstimmung der Berufsbildungsstrategien mit 
nationalen, regionalen oder lokalen Strategien für die wirt­
schaftliche Entwicklung; 

c) Verbesserung der Leistungen Jugendlicher mit hohem 
Schulabbruchrisiko und geringen Grundfertigkeiten ent­
sprechend dem in der Empfehlung des Rates von 2011 ( 3 ) 
festgelegten Rahmen, beispielsweise durch frühzeitige Er­
mittlung der Schülerinnen und Schüler mit schlechten 
Leistungen bei den Grundfertigkeiten in allen Schulstufen, 
durch individuelle Förderangebote — bei gleichzeitiger 
Validierung von auf nichtformalem und informellem 
Wege erworbenen Kenntnissen, Fähigkeiten und Kom­
petenzen — und durch Bekämpfung der Ursachen 
schlechter Leistungen mittels hochwertiger und allgemein 
zugänglicher frühkindlicher Bildung und Betreuung; 

d) Verringerung der Zahl gering qualifizierter Erwachsener, 
beispielsweise durch mehr Anreize für die Fortbildung 
Erwachsener, durch Aufklärung über den Zugang zu
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Diensten für lebenslanges Lernen, etwa Aufklärung über 
die Validierung nichtformalen und informellen Lernens ( 1 ) 
sowie Laufbahnberatung, und durch maßgeschneiderte 
Lernangebote für Einzelpersonen; 

e) Einführung von Maßnahmen zur Entwicklung von Quer­
schnittsfähigkeiten und -kompetenzen nach Maßgabe der 
Empfehlung von 2006 zu Schlüsselkompetenzen für le­
bensbegleitendes Lernen ( 2 ), von den frühen Bildungsstu­
fen bis hin zur Hochschulbildung, wobei innovative, auf 
die Lernenden ausgerichtete pädagogische Ansätze ange­
wandt werden sollten; 

f) Überprüfung und Stärkung des Profils der Lehrberufe (ein­
schließlich Lehrkräften, Schulleitern und Ausbildern von 
Lehrkräften) in Zusammenarbeit mit den einschlägigen 
Akteuren, beispielsweise durch Gewährleistung einer effi­
zienten Erstausbildung von Lehrkräften sowie kohärenter 
und mit angemessenen Ressourcen ausgestatteter Systeme 
für die Einstellung, Auswahl und Erstausbildung von Lehr­
kräften, ihre Unterstützung zu Beginn ihrer Laufbahn und 
ihre fortlaufende kompetenzbasierte Weiterbildung; 

g) Optimierung des IKT-gestützten Lernens und des Zugangs 
zu hochwertigen frei zugänglichen Lehr- und Lernmate­
rialien („Open Educational Resources“ — OER), beispiels­
weise durch Förderung IKT-gestützter Unterrichtsmetho­
den und Bewertungsverfahren, durch Verbesserung der 
Transparenz hinsichtlich der Rechte und Pflichten von 
Nutzern und Herstellern digitaler Inhalte und durch Un­
terstützung von Einrichtungen der allgemeinen und beruf­
lichen Bildung bei der Anpassung an die neuen OER, 
insbesondere im Hinblick auf die Qualitätssicherung und 
-kontrolle; 

h) Vorrang für Investitionen in die allgemeine und berufliche 
Bildung und — sofern möglich — Erhöhung dieser In­
vestitionen, wobei eine Steigerung der Effizienz der Aus­
gaben angestrebt und unter Einbeziehung eines breiten 
Spektrums von Akteuren nationale Debatten über nach­
haltige und ausgewogene Finanzierungsmechanismen ge­
führt werden sollten; 

IST SICH DARIN EINIG, DASS 

die im Rat (Bildung, Jugend, Kultur und Sport) — und/oder 
gegebenenfalls in den einschlägigen Vorbereitungsgremien — 
vereinigten Vertreter der Mitgliedstaaten bei der Durchführung 
des Europäischen Semesters eine gewichtigere Rolle spielen und 
deshalb prüfen sollten, welche Fortschritte die Mitgliedstaaten 
bei der Bewältigung der in den länderspezifischen Empfehlun­
gen für den Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung 
genannten Herausforderungen erzielt haben, wobei die betref­
fenden Mitgliedstaaten allerdings zustimmen müssten ( 3 ). Über­
dies können die einschlägigen Ausschüsse, etwa der Beschäfti­
gungsausschuss, im Einklang mit dem vom Vorsitz erstellten 

Fahrplan für das Europäische Semester gegebenenfalls vom Aus­
schuss für Bildungsfragen bei der Prüfung der Entwürfe der 
länderspezifischen Empfehlungen für den Bereich der allgemei­
nen und beruflichen Bildung unterstützt werden; 

NIMMT ZUR KENNTNIS, DASS DIE KOMMISSION BEABSICHTIGT, 

1. unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips und der nationa­
len Zuständigkeit für die allgemeine und berufliche Bildung 
sowie der institutionellen Autonomie der Bildungseinrichtun­
gen die Mitgliedstaaten durch umfassende Nutzung der EU- 
Programme und -Mittel für die allgemeine und berufliche 
Bildung und mit einer verbesserten Faktengrundlage, einer 
ausführlichen Kosten-Nutzen-Analyse und größerer Trans­
parenz in ihren Bemühungen um eine Verbesserung ihrer 
Bildungssysteme zu unterstützen, indem sie unter anderem 

a) ihre länderspezifische und länderunterstützende Fach­
kenntnis und ihre Bewertungskapazität erweitert; 

b) strukturierte Kontakte mit den Mitgliedstaaten unterhält, 
einschließlich bilateraler Treffen in wichtigen Momenten 
der Vorbereitungsphase vor Annahme der Entwürfe der 
länderspezifischen Empfehlungen durch die Kommission; 

c) sicherstellt, dass die Tätigkeiten der auf Grundlage des „ET 
2020“-Rahmens eingerichteten OMK ( 4 )-Gruppen enger 
koordiniert werden und dass sich alle diese Gruppen 
auf die zentralen politischen Herausforderungen konzen­
trieren, die im Zuge der Umsetzung von „ET 2020“, der 
Strategie „Europa 2020“ und des Europäischen Semesters 
ermittelt wurden; 

d) prüft, ob es möglich ist, Mitgliedstaaten auf Verlangen 
unter Rückgriff auf einschlägige Finanzierungsinstrumente 
zu helfen, Peer-Partner zu einer eingehenden Erörterung 
spezieller Themen in ihr Land einzuladen, und beispiels­
weise die Teilnahme international anerkannter Fachleute 
zu unterstützen; 

e) in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten Rückmeldun­
gen zur ersten Fassung des neuen Anzeigers für die all­
gemeine und berufliche Bildung und zum Forum für die 
allgemeine und berufliche Bildung prüft und Maßnahmen 
vorschlägt, die dafür sorgen sollen, dass durch die An­
wendung dieser neuen Instrumente im Rahmen des Eu­
ropäischen Semesters ein zusätzlicher Nutzen erzielt wird; 

f) in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten weitere me­
thodische Arbeiten im Zusammenhang mit der Einholung 
einschlägiger Daten zur Unterstützung des Vorschlags ( 5 ) 
für einen eventuellen Referenzwert (Benchmark), der vom 
Rat im Bereich der Sprachenkompetenzen angenommen 
werden soll, in Betracht zieht. 

2. Initiativen — wie die vorgeschlagene Ausbildungsallianz auf 
EU-Ebene — zu unterstützen, die im Einklang mit dem Ko­
penhagen-Prozess das Lernen am Arbeitsplatz fördern und
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auf starken Partnerschaften zwischen Bildung und Beschäfti­
gung, insbesondere zwischen den Sozialpartnern, Unterneh­
men und Berufsbildungseinrichtungen beruhen; 

3. gemeinsam mit den Sozialpartnern auf EU-Ebene zu sondie­
ren, wie sich das Aus- und Weiterbildungsangebot für Er­
wachsene erweitern und verbessern lässt, so dass Arbeits­
kräfte umgeschult bzw. ihre Qualifikationen verbessert wer­
den können; 

4. in enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und den 
einschlägigen Akteuren zu bewerten, welche Auswirkungen 
es hätte, wenn ein Europäischer Raum der Kompetenzen und 
Qualifikationen eingerichtet würde, um eine stärkere Konver­
genz der unterschiedlichen Transparenz- und Anerkennungs­
instrumente der EU und der Mitgliedstaaten zu erreichen, 
damit Kompetenzen und Qualifikationen problemlos grenz­
überschreitend anerkannt werden; 

5. unter Abstimmung mit etwaigen Initiativen der Mitgliedstaa­
ten auf diesem Gebiet eine neue Initiative zur Öffnung der 
Bildung einzuleiten, mit der die Wirkung einer EU-Förderung 
für den Zugang zu und die Nutzung von OER und IKT mit 
Qualitätssicherung analysiert wird; 

6. Maßnahmen zur Vermittlung unternehmerischer Kompetenz 
— insbesondere politische Leitlinien — sowie einen Rahmen 
zur Förderung der unternehmerischen Bildung auf Ebene der 
Bildungseinrichtungen einzuführen; 

7. die Effizienz öffentlicher Ausgaben für allgemeine und beruf­
liche Bildung zu analysieren und eine EU-weite Debatte mit 
den einschlägigen Akteuren über die Vorzüge von Investitio­
nen in unterschiedliche Sektoren der allgemeinen und beruf­
lichen Bildung anzustoßen; 

ERSUCHT DIE MITGLIEDSTAATEN UND DIE KOMMISSION, 

1. eine engere Verknüpfung zwischen den zentralen strategi­
schen politischen Herausforderungen, die während des ge­
samten Europäischen Semesters ermittelt wurden, und Tätig­
keiten im Rahmen der OMK herzustellen und auf Verlangen 
die länderspezifische Dimension weiter auszuführen, um so­
wohl einzelnen als auch Gruppen von Mitgliedstaaten dabei 
zu helfen, die länderspezifischen Empfehlungen zu befolgen; 

2. das im Rahmen der OMK vorhandene Potenzial für Zusam­
menarbeit und kollegiales Lernen durch verbesserte Arbeits­
methoden umfassend zu nutzen, und zwar gegebenenfalls 
durch 

a) eine stärkere Komplementarität der Tätigkeiten und die 
Vermeidung von Doppelarbeit durch bessere Nutzung 
der Präsenz von EU-Mitgliedstaaten in anderen interna­
tionalen Organisationen, beispielsweise in der OECD ( 1 ), 
in der UNESCO und im Europarat; 

b) Strukturen und Verfahren, die die Effizienz und Wirksam­
keit der OMK und die Eigenverantwortung der Mitglied­
staaten, z. B. auf Ebene der Generaldirektoren und der 
hochrangigen politischen Entscheidungsträger, in diesem 
Verfahren steigern; 

c) ein strukturiertes freiwilliges Peer-Review-Verfahren mit 
Schwerpunkt auf der Umsetzung der länderspezifischen 
Empfehlungen, das auf den Erfahrungen der ersten Peer 
Review vom September 2012 aufbaut; 

d) regelmäßige Rückmeldungen aller Gruppen an den Aus­
schuss für Bildungsfragen und/oder andere einschlägige 
Gruppen, und die Übermittlung ihrer wichtigsten politi­
schen Erkenntnisse an den Rat mittels einer standardisier­
ten Vorlage; 

e) regelmäßige Kommunikation, insbesondere zwischen dem 
Ausschuss für Bildungsfragen und allen themenbezogenen 
Gruppen, um sicherzustellen, dass die Gruppen umfas­
send über den Kontext, in dem sie arbeiten, sowie über 
die laufenden Entwicklungen, die für ihren Aufgaben­
bereich von Belang sind, unterrichtet werden; 

f) klar definierte Aufgaben und Standardverfahren (d. h. 
Mandat, erwartete Ergebnisse, Voraussetzungen für die 
Mitgliedschaft und Auflösungsklauseln) für alle themenbe­
zogenen Gruppen, wobei auch sicherzustellen ist, dass das 
Potenzial der IKT beispielsweise durch Veranstaltung vir­
tueller Tagungen genutzt wird; 

g) eine strukturierte Regelung für die Verbreitung der Bera­
tungsergebnisse der Gruppen, die vor der Veröffent­
lichung dieser Ergebnisse festzulegen ist, eine EU- und 
eine nationale Dimension hat und sich auch auf die 
mehrsprachige Veröffentlichung von Zusammenfassungen 
der Beratungsergebnisse der Gruppen erstreckt; 

3. einen konstruktiven Prozess der Nachbearbeitung der länder­
spezifischen Empfehlungen anzuregen, bei dem den einschlä­
gigen politischen Ausschüssen (d. h. dem Ausschuss für 
Wirtschaftspolitik und dem Beschäftigungsausschuss) die Er­
gebnisse der vorgenannten Kooperationsmechanismen der 
OMK regelmäßig mitgeteilt werden.
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